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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Finanzstatistik 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zur statistischen Erfassung des Gesamt- 
bereiches der öffentlichen Finanzwirtschaft ist 
die Finanzstatistik als Bundesstatistik durch- 
zuführen. Sie umfaßt 

1. Einnahmen und Ausgaben der Gebiets- 
körperschaften; 

2. Steueraufkommen, Finanzzuweisungen und 
Umlagen der Gebietskörperschaften; 

3. Schulden und Vermögen der Gebiets- 
körperschaften; 

4. Personal der Gebietskörperschaften; 

5. Finanzen der staatlichen und kommu- 
nalen Einrichtungen und wirtschaftlichen 
Unternehmen, die als Eigenbetriebe oder 
in rechtlich selbständiger Form betrieben 
werden. 

§ 2 

Die Statistiken über die Einnahmen und 
Ausgaben der Gebietskörperschaften (§ 1 
Nr. 1) erfassen 

1. die rechnungsmäßigen Einnahmen und Aus- 
gaben im Rahmen des finanzstatistischen 
Kennziffernplans, gegliedert nach Auf- 
gabenbereichen (Verwaltungszweigen) und 
gruppiert nach Einnahme- und Ausgabe- 
arten 

a) der Haushalte des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden mit 1000 und mehr Ein- 
wohnern und der Gemeindeverbände 
jährlich, 

b) der Haushalte der Gemeinden mit we- 
niger als 1000 Einwohnern für das 


Rechnungsjahr 1958 und sodann für 
jedes dritte Rechnungsjahr; 

2. die Haushaltsansätze des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden mit 10 000 und mehr 
Einwohnern und der Gemeindeverbände 
im Rahmen von Haushaltsquerschnitten 
jährlich; 

3. die Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
und der Länder nach Gruppen vierteljähr- 
lich; 

4. die Ausgaben der Gemeinden mit 10 000 
und mehr Einwohnern und der Gemeinde- 
verbände für Gehälter, Vergütungen, 
Löhne und für Investitionen vierteljähr- 
lich; 

5. die Gesamt-Einnahmen und -Ausgaben so- 
wie die Kassenlage des Bundes und der 
Länder monatlich. 

§ 3 

Die Statistiken über das Steueraufkommen 
und über die Umlagen der Gebietskörper- 
schaften (§ 1 Nr. 2) erfassen 

1. die Einnahmen des Bundes und der Län- 
der aus Steuern und Zöllen nach Arten 
monatlich; 

2. die Einnahmen der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände aus Steuern, Finanz- 
zuweisüngen und die Umlagen viertel- 
jährlich; 

3. das Aufkommen aus Realsteuern mit An- 
gaben der Bemessungsgrundlagen und der 
Hebesätze jährlich. 

§ 4 

(1) Die Statistiken über die Schulden und 
über das Vermögen der Gebietskörperschaften 
(§ 1 Nr. 3) erfassen 
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1. den Stand der Schulden, Bürgschaften 
und schuldähnlichen Verpflichtungen am 
31. März jedes Jahres nach Arten, Bedin- 
gungen und Verwendung jährlich; 

2. die Schulden des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwoh- 
nern und der Gemeindeverbände viertel- 
jährlich; 

3. das Geldvermögen des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden mit 10 000 und mehr 
Einwohnern und der Gemeindeverbände 
nach Anlageformen halbjährlich; 

4. den Stand und die Veränderung des Ver- 
mögens nach Arten 

a) bei Bund, Ländern, Gemeinden mit 
10 000 und mehr Einwohnern und Ge- 
meindeverbänden jährlich, 

b) bei Gemeinden mit weniger als 10 000 
Einwohnern in Abständen von fünf 
Jahren. 

(2) Den Zeitpunkt des Beginns der Statistik 
zu Nummer 4 bestimmt die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung. 

§ 5 

(1) Die Statistiken über das Personal der 
Gebietskörperschaften (§ 1 Nr. 4) erfassen 
nach dem Stand am 2. Oktober 

1. den Personalstand gegliedert nach Auf- 
gabenbereichen, Geschlecht, Dienstverhält- 
nis, Laufbahngruppen und Vertriebenen- 
(Flüchtlings-)eigenschaft in jedem zweiten 
Jahr; 

2. den Personalstand gegliedert nach dem 
Dienstverhältnis jeweils zwischen den in 
Nummer 1 genannten Erhebungen. 

(2) Das Merkmal der Vertriebenen-(Flücht- 
lings-)eigenschaft in der Statistik zu Absatz 1 
Nr. 1 wird erstmalig im Jahre 1959 erhoben. 


§ 6 

(1) Die Statistik über die Finanzen dei 
staatlichen und kommunalen Einrichtungen 
und wirtschaftlichen Unternehmen, die als 
Eigenbetriebe oder in rechtlich selbständiger 
Form betrieben werden (§ 1 Nr. 5), erfaßt 
Bilanzen sowie Gewinn- und Verlust- 
rechnungen. 

(2) Als staatliche und kommunale Unter- 
nehmen in rechtlich selbständiger Form gelten 
Unternehmen, an denen Gebietskörperschaf- 
ten unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 
50 vom Hundert des Nennkapitals oder des 
Stimmrechts beteiligt sind. 

§ 7 

Die Landesregierungen oder die von ihnen 
bestimmten Stellen leiten die Länderergeb- 
nisse 

aus den Erhebungen zu § 2 Nr. 1 und 4, § 3 
Nr. 2 und 3, § 4 Nr. 1, 3 und 4, § 5 und § 6 
dem Statistischen Bundesamt, 

aus den Erhebungen zu § 2 Nr. 2, 3 und 5, 
§ 3 Nr. 1, § 4 Nr. 2 dem Bundesminister der 
Finanzen oder der von ihm bestimmten 
Bundesbehörde 
zu. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Aufgabe und Umfang der Finanzstatistik 

Die Finanzstatistik hat in erster Linie die 
Aufgabe, einen Überblick über Ausmaß und 
Zusammensetzung der öffentlichen Einnahmen 
und Ausgaben zu schaffen. Zur Lösung dieser 
Aufgabe gehört es auch, den Überweisungs- 
verkehr zwischen den Trägern öffentlicher 
Aufgaben sichtbar zu machen und dadurch 
Doppelzählungen auszuschalten sowie das un- 
mittelbare Hineinwirken der öffentlichen 
Haushalte in die Wirtschaft überschaubar zu 
machen. 

Die Finanzstatistik erstreckt sich insbesondere 
auf die öffentlichen Gebietskörperschaften 
(Bund, Länder, Gemeinden und Gemeinde- 
verbände), außerdem auf die Sondervermögen 
des Bundes und die Vermögen der übrigen 
Selbstverwaltungskörperschaften (teilweise — 
z. B. bei den Trägern der Sozialversicherung 
— unter ausschließlicher Benutzung der von 
diesen für eigene Zwecke erstellten Aufzeich- 
nungen); sie erstreckt sich nicht auf Zweck- 
verbände, Kirchen, karitative Einrichtungen 
u. dgl. 

Die öffentlichen Gebietskörperschaften — und 
darüber hinaus alle Träger öffentlicher Auf- 
gaben — sind durch die Verteilung der Auf- 
gaben und Zuständigkeiten einerseits sowie 
der Einnahmen andererseits zu einer inneren 
Einheit verknüpft. Die Finanzstatistik muß 
sich daher die Erfassung der finanzwirtschaft- 
lichen Erscheinungsformen und Lebensäuße- 
rungen aller Glieder der öffentlichen Hand 
in einem abgerundeten Bild zur Aufgabe 
setzen. Ein Urteil über die Zweckmäßigkeit 
finanzwirtschaftlicher Maßnahmen, beispiels- 
weise des Bundes, läßt sich nicht gewinnen, 
ohne Stand und Entwicklung der Finanzen 
bei Ländern und Gemeinden mit zu über- 
prüfen. Eine für Bundeszwecke zu erstellende 
Finanzstatistik muß sich daher aus Gründen, 
die im Wesen der Sache liegen, auf die Finanz- 
vorgänge bei allen Gliedern der öffentlichen 
Hand erstrecken; gleiches gilt für eine Finanz- 
statistik für Länderzwecke usf. 

Wie eine möglichst weitgehende Vollständig- 
keit in der Erstreckung der Finanzstatistik 
auf die Träger öffentlicher Aufgaben zu for- 
dern ist, so muß sie auch bezüglich der Er- 
streckung auf alle finanzwirtschaftlich bedeut- 
samen Vorgänge bei den Trägern öffentlicher 


Aufgaben angestrebt werden — mag es sich 
nun um die Einnahmen und Ausgaben un- 
mittelbar handeln oder um die Entwicklung 
der öffentlichen Schulden und des öffent- 
lichen Vermögens, um die Entwicklung und 
Zusammensetzung des Personals öffentlicher 
Dienststellen usf. 

Der als Rückgrat der Finanzstatistik unent- 
behrliche Grundsatz der möglichst lücken- 
losen Einbeziehung aller Glieder der öffent- 
lichen Hand macht es notwendig, den Er- 
hebungsbereich heute in erweitertem Umfange 
auf die öffentlichen Unternehmen in privater 
Rechtsform sowie auf Eigenbetriebe auszu- 
dehnen. Dieser Schritt ist notwendig, weil die 
Umwandlung öffentlicher Unternehmen in 
Gesellschaften des privaten Rechts (Aktien- 
gesellschaften und Gesellschaften m.b.H.) oder 
in selbständige Eigenbetriebe in neuerer Zeit 
großen Umfang angenommen hat. 

Eine wichtige Forderung, die man bei der 
gegenwärtigen schnellen Entwicklung in der 
Wirtschaft und im sozialen Bereich an die 
Finanzstatistik richten muß, ist die nach 
gegenwartsnahen Ergebnissen. Da die Rech- 
nungsstatistiken der Natur der Sache nach 
erst nach Ablauf des Jahres und nach Fer- 
tigung des Rechnungsabschlusses aufgestellt 
werden — und somit erst spät vorliegen kön- 
nen — , müssen die monatlichen und viertel- 
jährlichen Zwischenstatistiken stärker in den 
Vordergrund gerückt werden. Außerdem ist 
zum Zwecke der Bereitstellung zeitnaher sta- 
tistischer Unterlagen die statistische Erfassung 
der Haushaltsansätze ins Auge gefaßt. Sie 
begegnet vom Standpunkt der finanzwirt- 
schaftlichen Exaktheit wegen der Unter- 
schiedlichkeit von Soll und Ist manchen Be- 
denken. Sie ist aber wichtig, um Einblicke in 
die finanzwirtschaftlichen Planungen zu ge- 
winnen und von daher die aus dem öffent- 
lichen Sektor zu erwartenden Einflüsse auf 
die Wirtschaftsentwicklung beurteilen zu 
können. Im privatwirtschaftlichen Bereich 
werden zur Ermittlung der für die zukünf- 
tige Wirtschaftsgestaltung wesentlichen Pla- 
nungen in steigendem Umfange Testbefra- 
gungen durchgeführt. 

Die Finanzstatistik unterrichtet mithin 

a) über die Bedeutung der öffentlichen 
Finanzwirtschaft, indem sie die Einzel- 
daten der verschiedenen Träger öffent- 
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lieber Aufgaben zusammenstellt und so 
ein „Gesamtbudget“ für den öffentlichen 
Bereich erarbeitet, 

b) über die Bedeutung der öffentlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben im Rahmen der 
Volkswirtschaft, indem sie das erforder- 
liche Zahlenmaterial für die Darstellung 
des Bereiches „Staat“ für die volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen bereit- 
stellt, 

c) über die Verteilung der Einnahmen einer- 
seits sowie der Ausgaben und Lasten an- 
dererseits zwischen den Gebietskörper- 
schaften, indem sie neben den Ausgaben 
und Einnahmen der einzelnen Gebiets- 
körperschaften auch den Überweisungs- 
verkehr herausstellt und so das Funk- 
tionieren des horizontalen und vertikalen 
Finanzausgleichs und seine Entwicklungs- 
möglichkeiten klarstellt. 

Bei der stetig steigenden Bedeutung der 
öffentlichen Einnahmen und Ausgaben im 
Rahmen des Bruttosozialprodukts — der An- 
teil der öffentlichen Einnahmen beträgt ge- 
messen am Bruttosozialprodukt im Jahre 
1956 rd. 26 v. H. — ist eine fortlaufende 
und genaue Durchleuchtung der öffentlichen 
Finanzwirtschaft unentbehrlich. 


2. Überblick über die Entwicklung der Rechts- 
grundlagen 

Abgesehen von verschiedenen Einzelstatisti- 
ken, insbesondere auf dem Gebiet der kom- 
munalen Finanzwirtschaft, und wertvollen 
Vorarbeiten des Deutschen Städtetages wurde 
reichseinheitlich erstmals eine Finanzstatistik 
mit dem Gesetz zur Änderung des Finanz- 
ausgleichs vom 10. August 1925 (Finanz- 
ausgleichsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 27. April 1926 — RGBl. I 
S. 203) angeordnet. Ergänzungen sind durch 
die Verordnungen über Finanzstatistik vom 
23. Juni 1928 (RGBl. I S. 205) und vom 
28. Februar 1931 (RGBl. I S. 32) vorgenom- 
men worden. 

Nach dem Krege wurde die Wiederaufnahme 
einer einheitlichen Finanzstatistik zunächst 
durch Vereinbarungen oder Anordnungen in 
den einzelnen Besatzungszonen und dann 
durch das Gesetz über die Errichtung eines 
Statistischen Amts des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes vom 21. Januar 1948 (WiGBl. 
S. 19) in Verbindung mit der Gemeinsamen 


Anordnung der Verwaltungen des Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebietes zur Durchführung von 
Statistiken vom 1. Juni 1949 (öff. Anz. f. d. 
VWG Nr. 50 S. 1) sowie der Verordnung 
über die Erstreckung von Recht der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf 
dem Gebiet der Statistik auf die Länder der 
französischen Besatzungszone vom 31. März 
1950 (BGBl. S. 81) in die Wege geleitet. 

Teile der Finanzstatistik, z. B. die Personal- 
standsstatistik, sind durch besondere Verein- 
barungen mit den Ländern geregelt worden. 

Da die jetzigen Regelungen nicht den Erfor- 
dernissen des Abschnitts III des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke (StatGes) 
vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) 
entsprechen, muß nach § 16 Abs. 1 StatGes 
eine neue Rechtsgrundlage geschaffen wer- 
den. Bei dieser Gelegenheit vorgesehene Än- 
derungen gegenüber der bisherigen Regelung 
sind unter B. der Begründung jeweils erläutert. 

In methodischer und systematischer Hinsicht 
gelten für die Finanzstatistik weiterhin die 
zeitgemäß fortentwickelten Grundsätze der 
Vorkriegsstatistik. Regelungen betreffend die 
Zuständigkeit in methodischen und syste- 
matischen Fragen braucht dieses Gesetz nicht 
vorzusehen, da sie sich bereits aus dem Ge- 
setz über die Statistik für Bundeszwecke er- 
geben. 

B. Begründung im einzelnen 

Zu§ 1 

Dieser Paragraph legt den Umfang der 
Finanzstatistik in seinen Grundzügen fest. Er 
unterscheidet 5 Gruppen von Statistiken, 
deren Durchführung anschließend in den §§ 2 
bis 6 im einzelnen geregelt ist. Das finanz- 
statistische Gesetz bezieht sich auf statistische 
Erhebungen, die fortlaufend benötigt werden* 
Es ist beabsichtigt, daneben je nach Bedarf 
Sonderstatistiken zur einmaligen Klärung be- 
stimmter Tatbestände durch Rechtsverord- 
nung nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 
1953 (BGBl. I S. 1314) anzuordnen. Eine 
solche einmalige Sonderstatistik wird bei- 
spielsweise zur Ermittlung der finanzwirt- 
schaftlichen Vorgänge bei den Zweckverbän- 
den für notwendig gehalten. 

Zu §2 

Die Statistiken über Einnahmen und Aus- 
gaben der Gebietskörperschaften sind nach 
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der Häufigkeit ihrer Durchführung in 2 Grup- 
pen unterteilt, und zwar 

a) in Jahresstatistiken und 

b) in kürzerfristig zu wiederholende Sta- 
tistiken. 

Nr. 1 

Die Jahresstatistiken erfassen die Einnahmen 
und Ausgaben des Bundes, der Länder 
(einschl. Berlin und Hansestädte) und der 
kommunalen Gebietskörperschaften. Durch 
die bereits laufende Rechnungsstatistik wer- 
den alle Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben 
entsprechend den Nachweisungen in den 
Haushaltsrechnungen der verschiedenen Ge- 
bietskörperschaften erhoben. Der Rahmen 
des Erhebungsschemas, d. h. die einheitliche 
systematische Gliederung nach Verwaltungs- 
zweigen (Einzelpläne, Abschnitte und Unter- 
abschnitte) und die ebenfalls einheitliche 
Gruppierung der Einnahmen und Ausgaben 
nach ihrer Art, ist durch den finanzstatisti- 
schen Kennziffernplan festgelegt. Dieser vom 
Statistischen Bundesamt in Zusammenarbeit 
mit der Arbeitsgemeinschaft der Innenmini- 
sterien der Bundesländer, den Statistischen 
Landesämtern und den kommunalenSpitzen- 
verbänden entwickelte Kennziffernplan ist 
für die kommunalen Gebietskörperschaften in 
allen Bundesländern mit Wirkung vom 
1. April 1951 an verbindlich vorgeschrieben; 
er dient allgemein als Grundlage für ihre 
Haushaltsgliederung und -gruppierung. 

Die Kombination Gliederung/ Gruppierung, 
das sogenannte „Schachbrettmuster" der 
Finanzstatistik, wird auch für die finanz- 
statistische Erfassung der Jahresrechnungen 
des Bundes und der Länder verwendet — mit 
gewissen Modifikationen, die sich aus der an- 
deren Aufgabenstellung im staatlichen Be- 
reich ergeben. Diese einheitliche Gestaltung 
der Erhebungsbogen — auch für die staat- 
lichen Einnahmen und Ausgaben unabhängig 
von der länderweise unerschiedlichen Ein- 
teilung der Haushaltspläne nach Ressorts — 
ermöglicht die für finanzwirtschaftliche Be- 
trachtungen unentbehrliche Zusammenfassung 
der Zahlen aus dem staatlichen und kommu- 
nalen Bereich unter Ausschaltung von Doppel- 
zählungen. 

An der Erfassung der Einnahmen und Aus- 
gaben für das betreffende Rechnungsjahr — 
also einschließlich der Auslaufperiode — 
soll festgehalten werden unter Inkaufnahme 
der dadurch bedingten relativ späten Fertig- 


stellung der Finanzstatistik, deren Unter- 
lagen von den Gebietskörperschaften erst 
nach Abschluß der Rechnung geliefert werden 
können. 

Aus Vereinfachungsgründen soll die jährliche 
Rechnungsstatistik auf die Haushalte des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden mit 1000 
und mehr Einwohnern und auf die Gemeinde- 
verbände beschränkt werden. In Gemeinden 
mit weniger als 1000 Einwohnern läßt sich 
wegen der verhältnismäßig geringen Finanz- 
masse die Durchführung der Statistik für 
Zwecke des Bundes nur in jedem dritten Jahr 
vertreten. Es handelt sich um etwa 20 000 
Gemeinden, so daß ein Verzicht auf die jähr- 
liche Wiederholung der Statistik zu erheb- 
lichen Einsparungen führt. 

Nr. 2 

Neben den rechnungsmäßigen Einnahmen 
und Ausgaben sollen künftig im Rahmen 
kurzer Haushaltsquerschnitte auch Haushalts- 
ansätze finanzstatistisch erfaßt werden. 
Gegenwartsnahe Zahlen über die Zukunfts- 
erwartungen und die Vorhaben der öffent- 
lichen Körperschaften werden für Bundes- 
zwecke zur Fundierung der von NATO und 
OEEC geforderten Vorausschätzungen, zur 
Konjunkturbeobachtung und Konjunktur- 
politik und zur Vorbereitung von Gesetzen 
immer unentbehrlicher, zumal der öffent- 
lichen Finanzwirtschaft im Rahmen der Ge- 
samtwirtschaft eine ständig steigende Bedeu- 
tung zukommt. Die Zweckmäßigkeit einer 
derartigen Querschnittstatistik der Haus- 
haltsansätze könnte mit dem Hinweis ange- 
zweifelt werden, daß die tatsächlichen Ein- 
nahmen und Ausgaben oft stark von den 
Sollzahlen abweichen. Dem ist aber entgegen- 
zuhalten, daß 

a) auch nicht realisierte Vorhaben die Preise 
und den Konjunkturablauf beeinflussen; 

b) es in der Konjunkturpolitik und in den 
Haushaltsberatungen (ebenso wie in der 
Kommunalaufsicht) gerade darauf an- 
kommt, an Hand zusammengefaßter 
Haushaltsquerschnitte die Gefahr über- 
mäßiger Beanspruchung der Wirtschaft 
oder depressiver Auswirkungen unange- 
brachter Zurückhaltung in der Auftrags- 
erteilung frühzeitig zu erkennen, um 
konjunkturgerechte Gegenmaßnahmen er- 
greifen zu können. 

Es ist beabsichtigt, die Haushaltsquerschnitte 
bei Bund und Ländern auf Grund statistischer 
Kennziffern zu erstellen, welche in erster 
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Linie die traditionellen Haushaltspläne durch 
— untereinander vergleichbare — „Funk- 
tionenhaushalte“ ergänzen. 

Bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
ist für Bundeszwecke nur an die Zusammen- 
fassung weniger Zahlensummen als Unter- 
lage für die Erstellung des öffentlichen Ge- 
samthaushalts gedacht, die den der Mehrzahl 
der Bundesländer schon verbindlich als An- 
lage zum Haushaltsplan vorgeschriebenen 
„Haushaltsquerschnitten“ entnommen wer- 
den können. Dabei bedeutet der Verzicht auf 
die Erfassung der Gemeinden mit weniger als 
10 000 Einwohnern eine Begrenzung der 
Erhebungseinheiten (neben den Gemeinde- 
verbänden) auf etwa 500 (von insgesamt 
24 200). 

Nr. 3 bis 5 

Die vierteljährlichen und monatlichen Sta- 
tistiken dienen der schnellen Unterrichtung 
der Finanzministerien, der kommunalen 
Spitzenverbände und der Öffentlichkeit über 
die wichtigsten staatlichen und kommunalen 
Einnahmen und Ausgaben. 

Die in der Vierteljahresstatistik der Ge- 
meindefinanzen enthaltene Erhebung über 
die vierteljährliche Schuldenbewegung der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände ist 
aus Gründen der Systematik in § 4 Nr. 2 
aufgeführt. 

Die Aufgliederung der zu erhebenden Tat- 
bestände in den vierteljährlichen und monat- 
lichen Statistiken muß auf die wechselnden 
Bedürfnisse je nach der Aktualität der im 
Vordergrund stehenden Fragen ausgerichtet 
werden. Die gegenseitige Abstimmung der 
Erhebungsrichtlinien ermöglicht — zumindest 
summarisch — eine Zusammenfassung der 
Vierteljahresstatistiken und eine Vergleich- 
barkeit mit den Jahresstatistiken. 

Zu § 3 

Die Statistiken über das Steueraufkommen 
und über die Umlagen der Gebietskörper- 
schaften gliedern sich in monatliche, viertel- 
jährliche und jährliche. Die Einnahmen des 
Bundes und der Länder aus Steuern und 
Zöllen umfassen nach der Vorschau auf das 
Rechnungsjahr 1957 = 40 Mrd.; sie werden 
in der Gliederung nach Steuerarten monatlich 
erhoben. Die Einnahmen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände aus Steuern belaufen 
sich z. Z. auf etwa 6 Mrd. DM jährlich, jene 
aus Finanzzuweisungen (Doppelzählungen im 


Rahmen des öffentlichen GesamthaushaltJ ) 
auf etwa 3 Mrd. DM jährlich. Sie werden zu- 
sammen mit den Umlagen, die z. Z. etwa 
0,9 Mrd. DM jährlich ausmachen (Doppel- 
zählungen im Rahmen des öffentlichen 
Gesamthaushalts) vierteljährlich ermittelt. 
Außerdem wird jährlich einmal — der bis- 
herigen Übung entsprechend — das Auf- 
kommen aus Realsteuern zusammen mit An- 
gaben über die Bemessungsgrundlagen und 
die Hebesätze festgestellt. Die laufende 
sorgsame Beobachtung der Entwicklung 

der Steuereinnahmen nach Arten im allgemei- 
nen und 

der Handhabung der Realsteuern im beson- 
deren 

ist zur Überprüfung der Lastenwirkung und 
der allmählich sich vollziehenden Wand- 
lungen des Steuersystems unentbehrlich. 

Zu §4 

Nr. 1 bis 2 

Bei der Erfassung der Schulden der Gebiets- 
körperschaften sind, ebenso wie bei jener der 
Einnahmen und Ausgaben, Jahresstatistiken 
und Vierteljahresübersichten zu unterscheiden. 
Die jährliche Schuldenstatistik als „Struktur- 
untersuchung“ erfaßt den Stand der Schulden 
und ihre Gliederung, insbesondere auch nach 
Laufzeiten, Fälligkeiten, Zinsbedingungen 
und Arten der Verwendung. Die vierteljähr- 
lichen Übersichten der Länder sollen lediglich 
einen Überblick über die Gesamtentwicklung 
der Verschuldung im Zusammenhang mit der 
Kassenlage vermitteln. Die vierteljährlichen 
Übersichten über die Verschuldung der kom- 
munalen Gebietskörperschaften sind aus er- 
hebungstechnischen Gründen mit der Über- 
sicht über die Einnahmen und Ausgaben ge- 
koppelt. 

Nr. 3 

Die Statistik über die öffentlichen Geld- 
bestände soll in erster Linie der Konjunktur- 
beobachtung und Konjunkturpolitik dienen. 
Mit zunehmendem Umfange der öffentlichen 
Gesamthaushalte und der liquiden Mittel der 
öffentlichen Hand einschließlich der Sozial- 
und Arbeitslosenversicherung verlieren Maß- 
nahmen zur Erhaltung der finanziellen Sta- 
bilität im allgemeinen und zur Pflege des 
Geld- und Kapitalmarktes im besonderen 
notwendigerweise an Treffsicherheit, wenn 
sie ohne zureichende Kenntnis über Art und 



Umfang der öffentlichen Geldbestände ein- 
geleitet werden. Auch mindert sich der Aus- 
sagewert der Banken- und Emissionsstatistik 
über die öffentlichen Geldbestände in dem 
Maße, in dem öffentliche Körperschaften zur 
Vergabe von Schuldscheindarlehen übergehen 
oder zu der früheren Übung zurückkehren, 
einen Teil ihrer Rücklagen in Geld- und 
Kapitalmarktpapieren anzulegen. Das Be- 
dürfnis der für Wirtschaft und Währung ver- 
antwortlichen Stellen nach einer Statistik 
öffentlicher Geldbestände ist daher im Laufe 
der letzten Jahre immer dringlicher gewor- 
den. Vorgesehen ist in erster Linie die Erfas- 
sung der Geldbestände nach Anlageformen 
(wie Barreserven, Guthaben bei Geschäfts- 
banken, Geldmarktpapiere). 

Eine ergänzende Erfassung der Rücklagen- 
bestände, Verwahrungen, Vorschüsse usw. soll 
vor allen Dingen der weitverbreiteten Ver- 
wechslung öffentlicher Geldbestände mit 
Rechnungsüberschüssen entgegenwirken und 
damit finanzpolitischen Folgerungen Vor- 
beugen, die von falschen Voraussetzungen 
ausgehen. Für die Träger der sozialen Ren- 
ten- und Krankenversicherung sowie der 
Arbeitslosenversicherung sind die zu erfassen- 
den Tatbestände den laufenden Geschäfts- 
statistiken über das Geldvermögen zu ent- 
nehmen. 

Nr. 4 

Die vorgesehene Erfassung des Standes und 
der Veränderung des Vermögens der Gebiets- 
körperschaften soll in Ergänzung der aus 
Vermögensteuerstatistik und Einheitswert- 
statistik vorhandenen Unterlagen für private 
Vermögen entsprechendes Material über das 
öffentliche Vermögen liefern. Erst so läßt sich 
ein Überblick über das gesamte Volksvermö- 
gen und dessen Veränderung gewinnen. Die 
Erhebungen über das öffentliche Vermögen 
können erst nach Ausarbeitung einheitlicher 
Bewertungs- und Einteilungsvorschriften 
durchgeführt werden. Vorarbeiten hierzu sind 
im kommunalen Bereich auf Grund der Vor- 
schriften der Gemeindehaushaltsverordnung 
an verschiedenen Stellen geleistet worden; für 
Bund und Länder sind die Vorschriften des 
Bundes über die nach Artikel 114 Abs. 1 GG 
jährlich aufzustellenden Vermögensrechnun- 
gen richtungweisend. Es erscheint zweck- 
mäßig, die als laufende Statistik zu führende 
Vermögensstatistik bereits im Rahmen des 
finanzstatistischen Gesetzes anzuordnen. Der 
Zeitpunkt des Beginns der Vermögensstatistik 


soll, nachdem die statistisch-methodischen 
Voraussetzungen zu ihrer Durchführung ge- 
schaffen sind, mittels einer besonderen Rechts- 
verordnung durch die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates bestimmt werden. 

Zu § 5 

Die Statistiken über den Personalstand der 
Gebietskörperschaften, die aus Verein- 
fachungsgründen in jedem zweiten Jahr in 
Form von Kurzerhebungen durchgeführt wer- 
den, geben Auskunft über die personelle Ent- 
wicklung in der gesamten öffentlichen Ver- 
waltung. Da unter den öffentlichen Ausgaben 
der Personalaufwand eine wichtige Rolle 
spielt, ist ein Überblick über die Entstehung 
und Zusammensetzung dieses Ausgabe- 
postens z. B. für Zwecke der Ortsklassen- 
einteilung und zur Beurteilung von Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Besoldungs- 
rechts und der sonstigen Rechtsverhältnisse 
- der im öffentlichen Dienst stehenden Personen 
unerläßlich. 

Die Bestimmung des § 5 Abs. 2 ist notwen- 
dig, weil zur Erfassung des Merkmals der 
Vertriebenen-(Flüchtlings-)eigenschaft die sta- 
tistisch-technischen Voraussetzungen erst mit- 
tels einer im Jahre 1959 zum gleichen Stich- 
tag wie die Personalstandsstatistik zu Ab- 
satz 1 Nr. 1 durchzuführenden Personal- 
strukturerhebung im öffentlichen Dienst ge- 
schaffen werden müssen. 

Zu § 6 

In der Jahresrechnungsstatistik sind bis jetzt 
Angaben über die wirtschaftlichen Unter- 
nehmen nur insoweit erfragt worden, als sie 
aus den Haushaltsrechnungen der Gebiets- 
körperschaften abgelesen werden konnten. Für 
den großen Komplex der Eigenbetriebe, d. h. 
der wirtschaftlichen Unternehmen, die nach 
den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
vom 21. November 1938 geführt werden, und 
für die in rechtlich selbständiger Form geführ- 
ten Unternehmen liegen nur Angaben vor 
über die Ablieferungen an den staatlichen 
oder kommunalen Haushalt oder umgekehrt 
über die Zuschüsse, die die Gebietskörper- 
schaften an solche Betriebe gegeben haben. 
Diese „Nettozahlen“ sagen über das Finanz- 
volumen dieser wirtschaftlichen Unternehmen 
und über deren Finanzwirtschaft im einzelnen 
nichts aus. Fundierte finanzstatistische Zahlen 
für diesen Teil der öffentlichen Wirtschaft 
sind aber für volkswirtschaftliche Gesamt- 
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rechnungen und gesamtwirtschaftliche Voraus- 
schätzungen, wie sie u. a. für die OEEC zu 
erstellen sind, unentbehrlich. 

Unbeschadet des Rechts der Eigenbetriebe, aus 
Gründen der Arbeitsersparnis die ohnehin 
nach der Eigenbetriebverordnung gefertigten 
Aufstellungen einzureichen, soll sich die sta- 
tistische Erfassung dabei im allgemeinen auf 
diejenigen Angaben beschränken, welche auf 
Grund aktienrechtlicher Vorschriften oder 
darüber hinaus freiwillig von rechtlich selb- 
ständigen Unternehmen des betreffenden 
Wirtschaftszweiges geliefert werden. Wesent- 
lich ist eine Zusammenfassungsmöglichkeit mit 
den Ergebnissen der Bilanzstatistik der 
Aktiengesellschaften, soweit diese „Eigen- 
gesellschaften“, d. h. in privater Rechtsform 
betriebene Unternehmen, die ganz in der 
Hand einer Gebietskörperschaft sind, oder 
Gesellschaften erfaßt, an denen Gebiets- 
körperschaften unmittelbar oder mittelbar 
(d. h. durch ihre Unternehmen in privatrecht- 
licher Form) mit mehr als der Hälfte des 
Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt 
sind. 

Im Gegensatz zu anderen Teilen der Finanz- 
statistik, bei denen auch Einzelergebnisse z. B. 
für eine Gemeinde oder für einen Kreis ver- 
öffentlicht werden, muß sich die Finanz- 
statistik der wirtschaftlichen Unternehmen 
darauf beschränken, gewisse Gruppen zu- 
sammenzufassen, so daß Einzelergebnisse für 
einen Betrieb aus den Veröffentlichungen die- 
ser Statistik nicht abgelesen werden können. 

Die Gemeindeordnung von Nordrhein-West- 
falen sieht vor, daß auch kommunale Einrich- 
tungen, die keine wirtschaftlichen Unterneh- 
men sind, nach den Vorschriften der Eigen- 
betriebsverordnung geführt werden können 
(z. B. Krankenhäuser, Schlachthöfe u. dgl.). 
Zahlenmäßig spielen diese in die Eigenbetriebs- 
form überführten kommunalen Einrichtungen 
zwar noch keine bedeutende Rolle; da aber 
die weitere Entwicklung noch nicht abzusehen 
ist, mußte im Gesetz die Möglichkeit berück- 
sichtigt werden, auch diese Einrichtungen, die 
an sich Teile der Gebietskörperschaften sind, 
aber in deren Rechnung — ebenso wie wirt- 
schaftliche Unternehmen — nur mit saldierten 


Abschlußzahlen erscheinen, in die finanz- 
statistische Erhebung einzubeziehen. 

Zu §7 

Bei den Landesergebnissen der Finanzstatistik 
sind diejenigen für die staatliche Verwaltung 
der Länder von denen für die kommunalen 
Gebietskörperschaften der Länder zu unter- 
scheiden. Unter Ergebnissen der Finanz- 
statistik für die Gemeinden und Gemeinde- 
verbände sind in der Regel für jedes Land 
die Konzentrationstabellen für einzelne Ge- 
meindegrößenklassen bzw. für die verschie- 
denen Formen kommunaler Gebietskörper- 
schaften zu verstehen, darüber hinaus i'm Be- 
darfsfälle auch Einzelergebnisse für bestimmte 
Stadt- oder Landkreise (z. B. bei Unter- 
suchungen über die Realsteuerkraft in be- 
stimmten Grenzkreisen). Zu den Landesergeb- 
nissen gehören weiterhin Begleitberichte, in 
denen für die kommunalen Gebietskörper- 
schaften die wichtigsten Daten aus den Einzel- 
berichten der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände zusammengefaßt sind. Für einzelne 
finanzstatistische Erhebungen ist festgelegt, 
daß die Ergebnisse unmittelbar dem Bundes- 
ministerium der Finanzen zuzuleiten sind. Die 
Möglichkeit, eine andere vom Bundesministe- 
rium der Finanzen zu bestimmende Behörde 
(das Statistische Bundesamt) einzuschalten, ist 
vorzusehen, um bei Bedarf evtl, notwendig 
werdende Koppelungen von Länder- und Ge- 
meindefinanzstatistiken ohne Abänderung 
der gesetzlichen Bestimmungen vornehmen zu 
können. 

Zu § 8 

Enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 9 

Enthält die Negativklausel für das Saarland. 
Es ist beabsichtigt, die Bundesstatistiken zu 
gegebener Zeit generell auf das Saarland zu 
erstrecken. 

Zu § 10 

Enthält die nach Artikel 82 Abs. 2 Satz 1 GG 
erforderliche Bestimmung über das Inkraft- 
treten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

a) In § 1 und jeweils durchgehend im Ge- 
setzentwurf sind die Worte „der Gebiets- 
körperschaften“ durch die Worte „des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände“ zu ersetzen. 

Begründung 

Durch die Verwendung des Begriffs „Ge- 
bietskörperschaften“ werden gewisse kom- 
munale Körperschaften wie kommunale 
Zweckverbände, Landschaftsverbände (in 
Nordrhein-Westfalen), Landeswohlfahrts- 
verband (in Hessen), da sie keine Ge- 
bietskörperschaften darstellen, von den 
vorgesehenen Erhebungen ausgeschlossen. 
Nach dem Sinn dieser Statistik und mit 
Rücksicht auf ihre Bedeutung für den 
kommunalen Finanzausgleich sollten sie 
aber mit erfaßt werden. 

b) In § 1 Nr. 3 sind die Worte „und Ver- 
mögen“ zu streichen. 

Begründung 

Die statistische Erfassung des Vermögens 
der Gebietskörperschaften setzt voraus, 
daß bei der Bewertung von einheitlichen 
Grundlagen ausgegangen werden kann. 
Solche Grundlagen fehlen jedoch. Echte 
vergleichbare Zahlen sind aber nicht zu 
erlangen, wenn unterschieidliche Prinzi- 
pien bei der Bewertung zugrunde gelegt 
werden. Den Ergebnissen der Vermögens- 
statistik würde unter diesen Umständen 
nur ein geringer Erkenntnis wert beizu- 
messen sein. Bei der Einführung dieser 
neuen Statistik würde den Gebietskörper- 
schaften im übrigen eine nicht zumutbare 
Mehrbelastung entstehen. Aus diesen 
Gründen sollte deshalb von der Einfüh- 
rung einer Vermögensstatistik abgesehen 
werden. 


2 . Zu § 2 

a) In § 2 Nr. 1 Buchstabe a sind die Worte 
„mit 1000 und mehr Einwohnern“ und 
die Bezeichnung „a)“ zu streichen. 

§ 2 Nr. 1 Buchstabe b ist zu streichen. 
Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf sollen die Er- 
hebungen in Gemeinden mit weniger als 
1000 Einwohnern nicht mehr wie bisher 
jährlich, sondern nur in jedem dritten 
Jahr durch geführt werden. Das wird nach 
der Gesetzesbegründung für die Zwecke 
des Bundes als ausreichend angesehen. Für 
die Zwecke der Länder sind jedoch zur 
Gewinnung von Unterlagen für die Ge- 
staltung und Anpassung des kommunalen 
Finanzausgleichs Erhebungen im bisheri- 
gen Umfange notwendig. Es könnte 
zwar neben der Bundesstatistik (Artikel 
73 Nr. 11 GG) noch eine weitergehende 
Landesstatistik eingeführt werden. Dies 
erscheint aber nicht zweckmäßig, weil 
eine einheitliche Fortführung der Statistik 
und damit die zeitliche und regionale 
Vergleichbarkeit ihrer Ergebnisse nicht 
gewährleistet wären. Die Einheitlichkeit 
und Vergleichbarkeit der für die Gemein- 
den unter 1000 Einwohnern gewonne- 
nen statistischen Ergebnisse müssen viel- 
mehr durch das Bundesgesetz sicherge- 
stellt werden. Die durch den mehrjähri- 
gen Turnus angestrebte Arbeitsentlastung 
ließe sich in diesem Falle durch die dann 
in größerem Maße mögliche Einführung 
arbeitsparender Methoden bei der Auf- 
bereitung der Erhebungsbogen erreichen. 

b) In § 2 Nr. 4 ist das Wort „vierteljährlich“ 
durch das Wort „halbjährlich* zu erset- 
zen. 

Begründung 

Eine halbjährliche Erfassung wird für aus- 
reichend gehalten. 


10 



3. Zu § 3 

In § 3 Nr. 2 sind hinter dem Wort „Gemein- 
den“ die Worte „mit mehr als 1000 Einwoh- 
nern“ einzufügen. 

Begründung 

Auf die vierteljährliche Erhebung dieser Ein- 
nahmen sollte bei den kleineren Gemeinden 
verzichtet werden, weil bei ihnen konjunk- 
turabhängige Steuern fast keine Rolle spie- 
len und der Eingang der in diesen Gemein- 
den ausschlaggebenden Grundsteuer A weit- 
gehend .saisonbedingt ist. Für die Beobach- 
tung der Entwicklung der Steuern sind da- 
her die Angaben dieser Gemeinden unerheb- 
lich. Das gleiche gilt für die Finanzzuwei- 
sungen und Umlagen. Der Vorschlag bedeu- 
tet für die betreffenden Gemeinden und die 
Statistischen Ämter eine Arbeitsersparnis und 
dient damit zugleich der Vereinfachung der 
V erwaltung* 

4. Zu § 4 

a) In § 4 Abs. 1 sind die Worte „und über 
das Vermögen“ sowie Nr. 3 und Nr. 4 
zu streichen. 

§ 4 Abs. 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Neufassung ergibt sich aus der Än- 
derung des § 1 Nr. 3. 

b) § 4 Abs. 1 Nr. 2 ist folgende Fassung zu 
geben: 


„2. die Schulden des Bundes und der Län- 
der jährlich nach dem Stand vom 30. 
September jedes Jahres.“ 

Begründung 

Für die Beurteilung der Finanzlage der 
Gemeinden genügt eine jährliche Schul- 
denstatistik, während für Bund und Län- 
der halbjährliche Erhebungen über den 
Schuldenstand (am 31. März und 30. 
September) notwendig sind. 

5. Zu § 5 

In § 5 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte „und 
Vertriebenen-(Flüchtlings-)eigenschaft“ zu 
streichen. 

§ 3 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Von der statistischen Erhebung der Flücht- 
lingseigenschaft kann abgesehen werden, 
weil die Eingliederung bereits jetzt weitge- 
hend durchgeführt ist und daher die Not- 
wendigkeit einer laufenden Erfassung vom 
Jahre 1959 an nicht gegeben ist. 

6. Zu § 7 

In § 7 ist die Anführung der Nr. 3 und 4 des 
§ 4 Abs. 1 zu (Streichen. 

Begrün d u n g 

Die Streichung ergibt sich aus der Streichung 
der Nr. 3 und 4 des § 4 Abs. 1. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 175. Sitzung am 
12. April 1957 zu dem Entwurf eines Geset- 
zes über -die Finanzstatistik eine Reihe von 
Änderungsvorschlägen beschlossen, zu denen 
die Bundesregierung wie folgt Stellung 
nimmt: 

Zu 1. a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Ände- 
rungsvorschlag zu. 

Zu 1. b) 

Durch die Streichung der Worte „und Ver- 
mögen“ in § 1 Nr. 3 würde die Einleitung 
der in § 4 Abs. 1 Nr. 3 und 4 sowie Abs. 2 
näher beZei ebneten Geldvermögensstatistik 
und Vermögensstatistik scheitern. Dem Än- 
derungsvorschlag muß die Bundesregierung 
widersprechen. 

An der Durchführung einer Geldvermögens- 
statistik ibestehen keine fiskalischen Interes- 
sen; sie ist vom Bundesministerium für Wirt- 
schaft und von der Bank deutscher Länder 
angeregt. Die Statistik soll — in Ergänzung 
der von der Bank deutscher Länder geführ- 
ten Statistik — in erster Linie der Konjunk- 
turbeobachtung und der Konjunkturpolitik 
dienen. Mit zunehmendem Umfang der Öf- 
fentlichen Haushalte und der liquiden Mittel 
der öffentlichen Hand verlieren Maßnahmen 
zur Erhaltung der finanziellen Stabilität im 
allgemeinen und zur Pflege des Geld- und 
Kapitalmarktes im besonderen an Treff- 
sicherheit, wenn sie ohne zureichende Kennt- 
nis über Art und Umifang der öffentlichen 
Geldbestände eingeleitet werden. 

Das Gesetz über die Finanzstatistik soll als 
Rahmengesetz für die Erfassung aller finanz- 
wirtschaftlich wichtigen Tatbestände der 
öffentlichen Hand gelten. Insoweit hat die 
Aufführung der Vermöge nsistatistik im Ge- 


setzentwurf ihre Berechtigung. Den Vorbe- 
halten des Bundesrates bezüglich der Bewer- 
tungsschwierigkeiten ist in § 4 Abs. 2 da- 
durch Rechnung getragen, daß ohne Zustim- 
mung der Länder diese Statistik nicht in 
Kraft gesetzt werden kann. Vorarbeiten für 
eine einheitliche Bewertung des Vermögens 
sind im kommunalen Bereich auf Grund der 
Vorschriften der Gemeindehaushaltsverord- 
nung geleistet worden. Für den Bund ist die 
Verpflichtung zur jährlichen Aufstellung von 
Vermögensrechnungen in Artikel 114 Abs. 1 
GG (begründet. Die Ausbildung einheitlicher 
Bewertungsvorschriften dürfte für die Betei- 
ligungen und das Betriebsvermögen kaum 
Schwierigkeiten bereiten; für die Bewertung 
der Sachen im Gemeingebrauch ergeben sich 
dagegen besondere Probleme, die aber auf 
Grund der schon geleisteten Vorarbeiten 
überwindbar sind. Zur Frage der Mehrbe- 
lastung, die den Länderhaushalten durch die 
Einführung einer Vermögensstatistik ent- 
stehen würde, kann auf die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagene Einsparung bei der 
Rechnungsstatistik (§ 2 Nr. 1) hingewiesen 
werden. 

Grundsätzlich steht die Bundesregierung auf 
dem Standpunkt, daß die Vermögensrech- 
nung als Faktor des öffentlichen Rechnungs- 
wesens in der Finanzwirtschaft allgemein Ein- 
gang finden sollte. Die Beobachtung der Ver- 
mögensänderungen bildet den erstrebens- 
werten Abschluß jeder Buchführung und so- 
mit au ch der Haushalts re dinungssta tis tilk . 
Das öffentliche Vermögen stellt überdies 
einen nicht unbedeutenden Teil des gesamten 
Volksvermögens dar. Die aus der Vermö- 
gensteuerstatistik und aus der Einheitswert- 
statistik vorliegenden Angaben über den 
Stand und die Veränderung des privaten 
Vermögens sollten deshalb durch eine Sta- 
tistik des öffentlichen Vermögens ergänzt 
werden. 
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Zu 2. a) 

Die Bundes regie run,g widerspricht diesem 
Änderungsvorschlag nicht. Im Hinblick auf 
die sonstigen Änderungsvorschläge des Bun- 
desrates ist aber darauf hinzuweisen, daß 'die 
Regierungsvorlage eine Fortentwicklung der 
Finanzstatistik zu einem zeitnahen Hilfsmit- 
tel der Finanz- und Wirtschaftspolitik an- 
strebt und deshalb ein Verzicht auf die bis- 
her durchgeführten kurzfristigen Erhebun- 
gen und die Einleitung von Vermögensstati- 
stiken unter Hinweis auf Ersparnisgründe 
nicht hingenommen werden kann. Der Tat- 
sache, daß die Einleitung der neuen Statisti- 
ken zusätzliche Kosten verursachen wird, hat 
die Regierungsvorlage durch Einsparungen 
bei der Gemeindafmanzstatistik (Verlänge- 
rung des Erhebungsturnus für die rd. 16 600 
Gemeinden mit weniger als 1000 Einwoh- 
nern auf 3 Jahre) Rechnung getragen. Diese 
Vereinfachung würde -den Ländern Kosten in 
Höhe von rd. 1 Million DM in 3 Jahren er- 
sparen. Der angegebene Kostenbetrag kann 
allerdings dadurch vermindert werden, daß 
bei der Durchführung der Rechnungsstatistik 
für die Gemeinden mit weniger als 1000 Ein- 
wohnern repräsentative Methoden Anwen- 
dung finden. 

Zu 2. b) 

Die Bundesregierung muß dem Änderungs- 
vorschlag widersprechen. Es handelt sich um 
die vierteljährliche Erfassung der Ausgaben 
der Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwoh- 
nern. Die Statistik ist für die kurzfristige 
Beobachtung des Wirtschaftsablaufs unent- 
behrlich. Sie hat sich seit Jahren bewährt und 
verursacht nur geringe Kosten. Sie ist als Er- 
gänzung der kurzfristigen Statistiken über 
die Einnahmen und Schulden unentbehrlich. 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag kann die Bundes- 
regierung nicht zustimmen. Es ist nicht ver- 
tretbar, die Steuereinnahmen der Gemeinden 
mit weniger als 1000 Einwohnern nicht zu er- 
fassen, während die jährliche Rechnungs- 
statistik auf alle Gemeinden (vgl. § 2 Nr. 1) 
erstreckt wird. Die Bundesregierung hat um- 
gekehrt vorgeschlagen, bei der kostspieligen 
Rechnungsstatistik aus Ersparnisgründen auf 
einen 3-Jahres-Zyklus überzugehen, weil die 
Finanzmasse der kleineren Gemeinden durch 


diese billigere Statistik der Steuereinnahmen 
hinlänglich erfaßt wird. Es mag dahingestellt 
bleiben, ob man bezüglich der Steuereinnah- 
men der Gemeinden mit weniger als 1000 
Einwohnern auf einen Halbjahres- oder Jah- 
resturnus und zudem auf eine repräsentative 
Erfassung (wie sie in den Ländern Schleswig- 
Holstein und Bayern bereits gehandhabt wird) 
übergehen kann. Die meist erst ein bis zwei 
Jahre nach Ablauf des Rechnungsjahres vor- 
liegende Gemeindefinanzstatistik kann jedoch 
keinesfalls abgewartet werden. 

Zu 4. a) 

Die Stellungnahme zu diesem Änderungs- 
vorschlag ist zu 1. b) gegeben. 

Zu 4. b) 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zustimmen. Der Vorschlag 
berücksichtigt nicht, daß die vierteljährlichen 
Erhebungen über die Schulden des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden mit 10 000 und 
mehr Einwohnern und der Gemeindeverbände 
getrennt von der jährlichen Gesamterhebung 
über die Schulden (vgl. § 4 Abs. 1 Nr. 1) 
durchgeführt werden. Da die Ergebnisse der 
Jahresstatistik verhältnismäßig spät vorliegen, 
ist zur Ergänzung der kurzfristigen Statistik 
über die Ausgaben (vgl. § 2 Nr. 3 und 4) 
auch eine kurzfristige Schuldenstatistik not- 
wendig. Sie liefert Unterlagen zur Frage, in- 
wieweit öffentliche Mittel oder Kreditmarkt- 
mittel zur Finanzierung der Investitionen 
verwendet worden sind. Die Statistik be- 
schränkt sich auf den Bund, die Länder, die 
Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwoh- 
nern und die Gemeindeverbände und ist des- 
halb wenig kostspielig. 

Zu 5. 

Die Bundesregierung muß der Streichung des 
Merkmals der Vertriebenen-(Flüchtlings-) 
eigenschaft in der Personalstandsstatistik zu 
§ 5 Nr. 1 widersprechen. Die Meinung der 
Länder, daß die Eingliederung der Vertriebenen 
bereits abgeschlossen sei, kann nicht geteilt 
werden. 

Zu 6. 

Die Stellungnahme zu diesem Änderungs- 
vorschlag ist zu 1. b) gegeben. 
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